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Einleitung
Menschen mit Behinderungen erfahren Diskriminierungen und Benachteili-
gungen; sie werden misshandelt und ausgeschlossen. Die Konstatierung, Ana-
lyse und Beschreibung der damit verbundenen Prozesse und Phänomene ist 
ein zentraler Strang der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Behinde-
rung. Die Lösungen, welche Gesellschaften im Verlauf der Jahrhunderte als 
Antwort auf solche Ausgrenzungen entwickelt haben, reflektieren einerseits 
das jeweilige Verständnis von Behinderungen, andererseits aber immer auch 
das Verständnis der Gesellschaft von sich selber. „Behinderungen“ sind des-
halb in erster Linie das Ergebnis von Beziehungen und keine Eigenschaften 
von Menschen. Menschen werden dann zu „Behinderten“, wenn sie in einer 
Mehrzahl von Beziehungen so wahrgenommen und behandelt werden. Die 
Dynamik zu Gruppenbildungen muss jedoch nicht immer negative Folgen 
haben; die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe kann auch viele Vor-
teile bringen. So haben „Privilegierte“ nicht einfach nur viel Geld, sondern ver-
fügen über mehr Beziehungsmöglichkeiten und einen grösseren Raum, in dem 
sie ihre Fähigkeiten entwickeln können.
Die Zugehörigkeit zu einer Gruppe ist ein normales soziales Phänomen 
und bedeutet in sich noch keine Diskriminierung. Menschen erfahren diese 
erst, wenn die Zugehörigkeit zu einer Gruppe von der Gesellschaft als negativ 
erachtet wird und diese Wahrnehmung sich auf die sozialen Möglichkeiten der 
betroffenen Person oder Gruppe auswirkt. „Behinderte Beziehungen“ und ein-
geschränkte Lebensräume sind durch ein Übermaß an Ungleichheit und Un-
freiheit gekennzeichnet, die sich in einer systematischen oder kollektivierten 
Abhängigkeit in Beziehung zu anderen Menschen und der Umwelt zeigen. 
Peter Marris (1996) spricht von einer „Politik der Ungewissheit“ . Systemati-
sche Abhängigkeiten entstehen dort, wo Menschen in der Gesellschaft gene-
rell oder in mehreren Lebensbereichen mit ähnlichen Unfreiheiten und U n-
gleichheiten konfrontiert werden. In den letzten Jahren wuchs zwar das 
Verständnis, dass Menschen mit Behinderungen unrechtmäßig diskriminiert
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werden und dadurch ihr Recht auf Freiheit als Individuum und ihr Recht auf 
Gleichbehandlung verletzt wurden. Was sich allerdings erst noch entwickeln 
muss, ist das Verständnis, dass „Behinderungen“ Ergebnis und nicht A us-
gangspunkt von sozialen Beziehungen sind.
Diesen Zusammenhängen zwischen Behinderung, dem Handlungs- und 
Beziehungsraum des Individuums und seiner sozialen Umwelt soll hier nach-
gegangen werden. Die folgenden Ausführungen gehen davon aus, dass Behin-
derung zwar auf dem Hintergrund eines vergangenen, gegenwärtigen oder 
zukünftigen Gesundheitsproblems zu denken ist, aber als gesellschaftlich rele-
vantes Phänomen erst in sozialen Kontexten realisiert wird. Zwei Thesen sol-
len dabei Ausgangspunkt der Überlegungen sein:
These 1: Je  mehr ein Mensch an allen wichtigen Lebensbereichen und in 
vielfältigen Beziehungen eingebunden ist; umso geringer ist die Gefahr, dass er 
aufgrund seiner Gruppenzugehörigkeit in einseitige Abhängigkeiten gerät 
oder isoliert wird. Neben der Erbringung zusätzlicher Leistungen für be-
stimmbare Anspruchsgruppen muss die Gesellschaft sich auch um eine Ver-
besserung der Beziehungs- und Handlungsmöglichkeiten bemühen.
These 2: Die Gesellschaft hat nicht nur die Verpflichtung, eine Öffentlich-
keit zu schaffen, die für eine lebbare und gerechte Verteilung von Freiheit und 
Gleichheit besorgt ist, sondern sie muss auch die Grundlage für vielfältige 
Beziehungsmöglichkeiten und eine gerechte Verteilung von sozialen Chancen 
schaffen. Neben der Rechtsstaatlichkeit, welche den Ausgleich zwischen Frei-
heit und Gleichheit schafft, muss die Gesellschaft sich auch um die Realisie-
rung von Solidarität („Brüderlichkeit“) bemühen.
Was uns an der Bezeichnung „Behinderung“ heute wichtig ist, ist nicht die 
Beschreibung körperlicher, geistiger oder psychischer Einschränkungen; son-
dern die systematisch eingeschränkten Beziehungsmöglichkeiten in den ver-
schiedensten Lebensbereichen. Dem Schlüsselbegriff der „Emanzipation“ 
werden deshalb heute immer häufiger die Prinzipien der „Partizipation“ (Per-
spektive des Individuums) und „Kohäsion“ (Perspektive der Gemeinschaft) 
zur Seite gestellt. Partizipation geht vom Primat der Beziehung aus: wenn Be-
ziehungen offener, gleichberechtigter und vielfältiger gestaltet werden kön-
nen, können ungerechtfertigte, alle Lebensbereiche dominierende Abhängig-
keiten aufgebrochen werden. Auch wenn Partizipation oder Teilhabe langsam 
ins Vokabular der Sozialgesetzgebungen Eingang finden und zu Leitbegriffen 
der politischen Korrektheit im heutigen Um gang mit Behinderten geworden 
sind, verstehen verschiedene Politikbereiche und Interessensgruppen sehr un-
terschiedliche Dinge darunter. Hier etwas Klarheit zu gewinnen ist somit für 
die Realisierung dieses Prinzips von großer Bedeutung.
Alle komplexen Gesellschaften basieren auf gegenseitigen Abhängigkeiten, 
die sich aus einer Vielzahl komplementärer Beziehungen und somit aus den 
verschiedenen, damit verbundenen sozialen Rollen ergeben: Anbieter und 
Kunde, Arbeitgeber und Arbeiternehmer, Regierung und Parlament, Produ-
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zent und Konsument. Wir nehmen am gesellschaftlichen Leben teil, und die 
zahlreichen Beziehungen, bei denen wir uns auch in Abhängigkeiten begeben, 
erleben wir in keiner Weise nur negativ. Die normale Abhängigkeit zeigt sich 
darin, dass sie uns mit anderen Menschen verbindet und dass sie mehr oder 
weniger auf Gegenseitigkeit beruht. Die Interdependenz ist in komplexen 
Gesellschaften wie unserer sehr hoch und betrifft alle Lebensbereiche. Grad 
und Vielfalt dieser Abhängigkeiten, welche sich aus andauernder Interaktion 
ergeben, sind ein Ausdruck für soziale Kohäsion und Partizipation. Systema-
tische Abhängigkeit ganzer Gruppen von Menschen jedoch trennt; sie isoliert 
und führt zu Benachteiligungen -  im Sinne von „euch brauchen wir nicht.“ 
Eine wichtige Frage muss deshalb sein: Wann und unter welchen Umständen 
schafft Abhängigkeit nicht Verbindung und Beziehungen zu anderen Men-
schen, sondern Isolation, Distanz und Einsamkeit?
Zudem stellt sich die Frage, in welchen Fällen systematischer Abhängig-
keiten die Gemeinschaft eingreifen soll und kann. Es gibt Abhängigkeitser-
fahrungen einzelner Menschen, die primär aus ihrer individuellen Situation 
und Lebensgeschichte heraus zu verstehen sind. Dies trifft etwa zu, wenn pri-
mär aus inneren Gründen kein Ausweg aus komplementären Beziehungs-
mustern gefunden werden kann, die dann so dominant werden, dass sie die 
Partizipation an einer Vielfalt menschlicher Interaktionen verunmöglichen. Es 
gibt Frauen, die ohne wirtschaftliche N o t bei ihrem Mann bleiben, der sie 
dominiert, misshandelt und verachtet. Da für sie der Druck ihrer Freundinnen 
und ihrer Familie, die Beziehung zu beenden, mit der Zeit unerträglich wird, 
führt sie dieses Abhängigkeitsverhältnis zunehmend in eine Isolation.
Auch gibt es Menschen mit Gesundheitsproblemen, die durch ihre indivi-
duellen Lebensumstände und ihre Persönlichkeit bedingt von systematischen 
Abhängigkeitserfahrungen verschont bleiben; sie werden nicht behindert. Er-
folgsgeschichten privilegierter Menschen mit einer Behinderung sind Beispiele 
dafür, dass Schädigungen und Gesundheitsprobleme nicht zu systematischen 
Behinderungen führen müssen. Wer die Autobiographie von John Callahan 
(1990') gelesen har, weiß zudem, dass eine Behinderung auch der Weg aus 
unerträglichen Abhängigkeiten weisen kann. Doch aus solchen Einzelschick-
salen lassen sich keine systematischen Folgerungen für die Gesellschaft ablei-
ten. Sie können uns allenfalls Hinweise geben, durch welche Dynamik und 
unter welchen Bedingungen Behinderungen -  im Sinne eines systematisch ein-
geschränkten Handlungs- und Beziehungsraumes -  entstehen und wie sie ver-
hindert werden können.
Eine wichtige Frage dabei ist, wie die Gruppe der behinderten Menschen 
erfasst und verstanden werden soll, damit unser Verständnis Ausgangspunkt 
für positive Veränderungen und nicht zusätzlicher Diskriminierungen wird. 
Das heute dominierende Verständnis von Behinderungen basiert nicht auf dem 
Primat der Beziehung, aus welcher heraus Abhängigkeit und Behinderung erst 
verstanden werden können. Im Vordergrund steht auch heute immer noch die
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Frage, ob denn jemand die ihm zugedachte Rolle und Funktion wahrnehmen 
kann oder nicht. Diesem Verständnis liegt die Annahme zu Grunde, dass Be-
hinderung eine Eigenschaft der Person, nicht Ergebnis und Ausdruck von 
komplexen Beziehungen ist. Im Folgenden soll versucht werden, einerseits das 
heute immer noch dominante Denken in seiner gesellschaftlichen Dimension 
nachzuzeichnen und andererseits aufzuzeigen, auf welchen Grundlagen und 
Prämissen ein neues Denken entwickelt werden könnte. Dieses neue Verständ-
nis von Behinderung stellt nicht mehr die Frage nach der Erfüllung sozialer 
Rollen ins Zentrum, sondern die Frage nach der sozialen Partizipation und den 
daraus ableitbaren Verpflichtungen unserer heutigen Gesellschaften.
Kollektive Verpflichtung zur Solidarität
In den Nachkriegsjahren hat sich in allen europäischen Ländern rund um das 
Phänomen Behinderung ein öffentliches Verantwortungsgefühl herausgebil-
det, welches darauf basiert, dass alle Menschen grundsätzlich einen Platz in der 
Gesellschaft haben. Wenn Menschen unverschuldet diesen Platz nicht wahr-
nehmen können, sollen sie dafür eine Kompensation erhalten. „Platz“ steht 
hier für die von einem Menschen erwartete soziale Rolle, die je nach Lebens-
kontext mit unterschiedlichen Erwartungen verbunden ist. Die für Kinder und 
Jugendliche wohl wichtigste soziale Rolle ist diejenige des Schülers oder der 
Schülerin; für Erwachsene ist es diejenige des Erwerbstätigen. Wer durch U n -
fall, Krankheit oder Geburt in seinen körperlichen, geistigen oder psychischen 
Möglichkeiten eingeschränkt ist und deshalb die von ihm erwarteten sozialen 
Rollen nicht oder nur teilweise ausfüllen kann, erhält heute vom Staat Leistun-
gen. Diese Leistungen sollen den betroffenen Personen ermöglichen, soziale 
Rollen dennoch wahrzunehmen oder bei einem vollständigen Unvermögen 
negative Folgen für andere sozialen Rollen zu verhindern.
In diesem Verständnis ist die Öffentlichkeit -  und als ihre Vertreterin der 
Staat -  da, um vorhandene oder drohende soziale Ungerechtigkeiten und 
Abhängigkeiten abzuwenden, die aus einer Behinderung entstehen. Dahinter 
steht ein Denken, das auf dem Zusammenspiel von Anspruchsberechtigung 
und Leistung basiert und die Menschen gemäß den von ihnen auszufüllenden 
sozialen Rollen klassifiziert. In komplexeren Gesellschaften führt dies dazu, 
dass menschliche Abhängigkeitserfahrungen zerstückelt und verschiedenen 
Programmen, Ministerien oder Dienstleistungsanbietern zugewiesen werden. 
Menschen mit Behinderungen werden so auf verschiedene Politikbereiche auf- 
geteilt. Diese ihrerseits definieren „Behinderung“ jeweils sehr unterschiedlich 
und ausschließlich unter der Perspektive des Zugangs zu den von ihnen ange-
botenen oder bewilligten Ressourcen oder Maßnahmen.
Durch die Einführung von gesellschaftlich sanktionierten Maßnahmen mit 
bestimmbaren Anspruchsgruppen wurden „Behinderungen“ in einen offent-
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liehen und einen privaten Bereich aufgeteilt. Im öffentlichen Bereich domi-
niert ein verwaltungstechnisches Denken, das den Menschen in seiner G e-
samterfahrung der sozialen Beziehungen unter unterschiedlichen administra-
tiven Gesichtspunkten organisiert. Erfahrungen jenseits der reglementierten 
Behinderungserfahrungen befinden sich außerhalb der Wahrnehmung der ein-
zelnen Politikbereiche und bilden blinde Fakten in der traditionellen Behin-
dertenpolitik. Weil der traditionelle Zugang über zentrale soziale Rollen nicht 
alle für die Gemeinschaft relevanten Beziehungen erfasst, gibt es heute sowohl 
im öffentlichen wie auch im privaten Bereich „ungeregelte Zonen“, etwa in den 
Erfahrungs- und Lebensbereichen Freizeit, Sexualität oder Spiritualität.
Das in der heutigen Öffentlichkeit durch diese staatlichen Strukturen und 
Prozesse etablierte Verständnis von Behinderungen hat verschiedene negative 
Folgen mit sich gebracht:
1. Behinderung wird als individuelles Schicksal verstanden, auf welches die 
Öffentlichkeit reagieren muss. Eine Person erleidet einen Unfall oder erkrankt 
und verliert in der Folge wichtige Fähigkeiten, was dazu führt, dass er die von 
ihm erwarteten Aufgaben nicht mehr erfüllen kann. Wenn deshalb soziale 
Rollen nicht mehr wahrgenommen werden können, stellt der Staat besondere 
Leistungen zur Verfügung. Die Fixierung auf einige wenige soziale Rollen (vgl. 
die unter „handicap“ beschriebenen Dimensionen der IC ID H , W H O  1980) 
reduziert den Erfahrungsraum des Menschen -  respektive die öffentliche Ver-
antwortung für diese -  auf die für die Gesellschaft relevanten Rollen. Dieses 
Verständnis wird heute als „medizinisches Modell“ umschrieben und war in 
den letzten zwanzig Jahren Auslöser heftigster Kritik seitens der Behinder-
tenbewegung. Als Antwort darauf wurde das „soziale Modell“ entwickelt, das 
die Position vertritt, dass Behinderung ein soziales Konstrukt ist und durch 
radikale Veränderungen in der Gesellschaft gänzlich vermieden werden kann.
2. Die Konzeption von Behinderung als eine Einschränkung in der Wahr-
nehmung sozialer Rollen hat zwar die ausschließliche Orientierung an Schädi-
gungen überwunden. Dadurch, dass die Zuständigkeit für diese Rollen bei den 
unterschiedlichsten Leistungs- und Politikbereichen liegt, wird die Gesamter-
fahrung eines Individuums fragmentiert. In den verschiedenen Politikbereichen 
werden durch unterschiedliche Prozesse und mit unterschiedlichen Zielen 
zahlreiche Behinderungsbegriffe geschaffen. Diese Fragmentierung ist nicht 
nur das Ergebnis unkoordinierter staatlicher Aktivitäten, sondern wird zusätz-
lich durch Interessensvertreter vorangetrieben. Diese fühlen sich primär für 
ihre eigene Gruppe (Paraplegiker, cerebral gelähmte Kinder etc.) zuständig und 
sind auch gewillt, ihre Interessen gegen diejenigen anderer Behinderungsgrup-
pen durchzusetzen. Gegen diese Fragmentierung setzen auf institutioneller 
Ebene verschiedene Initiativen für die Schaffung von lebensweitorientierten, 
übergreifende Dienstleistungen an (z.B . Community-Based Rehabilitation) 
sowie die von Betroffenen selber initiierten Zentren für Selbstbestimmtes Le-
ben.
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3. Die Zuständigkeit verschiedener Politikbereiche für verschiedene A s-
pekte des Phänomens „Behinderung“ und die Konzentration auf kom pensato-
rische Maßnahmen für Individuen hat ein System von Angebot und Nachfrage 
und somit ein System von Leistung gegen Anspruch zu Folge. Jeder Politikbe-
reich ist nicht nur ausschließlich für einen Aspekt der menschlichen Erfahrung 
zuständig, sondern muss in Bezug auf die erlebte Einschränkung beim A us-
üben sozialer Rollen klare Grenzen zwischen „Behinderung“ und „N ichtbe-
hinderung“ ziehen. Dies führt dazu, dass a priori und unabhängig von anderen 
Aspekten der individuellen Lebenssituation „Behinderungen“ als vorhanden 
definiert werden müssen, um eine Leistung zu erhalten. Bei wachsendem 
Druck auf die Gesellschaft und einem größer werdenden Bedürfnis nach staat-
lichen Leistungen steigt deshalb die Zahl der „Behinderten“ . Dies hat nichts 
mit „Scheininvalidität“ 2 zu tun, sondern hängt direkt mit der Art und Weise 
zusammen, wie Politikbereiche ihre Anspruchsberechtigung definieren. Die 
Idee der klar definierbaren Anspruchsgruppe ist eine Illusion; dies lehren uns 
die wachsenden Zahlen identifizierter Kinder mit Behinderungen in den mei-
sten europäischen Bildungssystemen. Sie wurde jedoch nicht nur von den 
Politikbereichen, sondern auch von den Betroffenen mit dem so genannten 
„Minority M odel“ selber vertreten. Das Minority Model geht davon aus, dass 
Menschen mit einer Behinderung eine klar definier- und abgrenzbare Gruppe 
bilden, welche ähnlich der Frauen oder ethnischen Minderheiten einer syste-
matischen Diskriminierung ausgesetzt wird.
4. Dort, wo der Staat keine für die Gemeinschaft relevanten sozialen Rollen 
eingeschränkt oder bedroht wahrnimmt, gibt es keine Anspruchsberechtigun-
gen und keine Leistungen. Dies hat dazu geführt, dass in ungeregelten öffent-
lichen und im privaten Bereich das Barmherzigkeitsdenken weiterlebt. Die 
Kirche organisiert mit einer Gruppe Behinderter ein Sommerlager, oder der 
Frauenverein führt eine Wohltätigkeitsveranstaltung durch, deren Erlös in die 
Erneuerung des Schwimmbads in einem Heim investiert wird. Personen, die 
keine Mitgefühle auslösen oder unsere Barmherzigkeit nicht willig annehmen, 
werden besonderen Diskriminierungen ausgesetzt.
Die zuerst im angelsächsischen Raum etablierten Disability Studies haben 
sich die Analyse dieser Zusammenhänge zur Aufgabe gemacht. Viele Autoren 
klagen die hier ausgeführten Probleme an, ohne eine echte Lösung zu bieten. 
Die unter den jeweiligen Abschnitten kurz erläuterten neuen Modelle und 
Handlungsansätze waren mehr oder weniger erfolgreich. Auch wenn sie oft 
eher als politische Manifeste statt wissenschaftliche Abhandlungen bezeichnet 
werden sollten: Sie haben eine Entwicklung in Gang gesetzt. Die Anfänge 
eines neuen Verständnisses von Behinderung, das im Folgenden ausgeführt 
werden soll, gehen bis ins internationale Jahr der Behinderten (1981) zurück. 
Heute (2006) stehen wir kurz vor der Fertigstellung einer Internationalen 
Konvention zu den Rechten behinderter Menschen. Es lassen sich drei Berei-
che herausschälen, in denen sich meiner Meinung nach langsam ein neues Ver-
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ständnis einstellt und somit die Grundlagen für einen neuen Zugang geschaf-
fen worden sind. (1) Die Orientierung an Lebensbereichen, welche für alle 
Menschen von Bedeutung sind, (2) Die Setzung der Partizipation als Aus-
druck des für eine Person zugänglichen sozialen Raumes und der Tätigkeiten, 
welche sie in diesem Raum realisieren kann, sowie (3) ein Verständnis, das 
soziale Kohäsion und Chancengleichheit durch vielfältige menschliche Bezie-
hungen gefördert werden können. In der Folge soll die Entstehung dieses 
neuen Verständnisses sowie seine zentralen Gedanken dargestellt werden.
O rientierung an Lebensbereichen
Mit dem Internationalen Jahr der Behinderten wurde 1981 ein Prozess einge-
leitet, der zu einer langsamen Abwendung von den in den verschiedenen Poli-
tikbereichen isoliert entwickelten Begriffen, Konzepten und Interventions-
strategien führen soll. Das Modell der sozialen Rollen, so wie es in den 60er 
Jahren entwickelt wurde, hatte in den Augen der Betroffenen ausgedient. Im 
Anschluss an das Internationale Jahr der Behinderten wurde ein Aktionsplan 
verabschiedet, der die volle Partizipation am sozialen Leben als Ziel definierte 
(vgl. United Nations 1982) und für die in der Folge ausgerufene Dekade der 
Behinderten (1983-1992) Grundlage für Reformen in den Mitgliedstaaten bil-
den sollte. Mit Abschluss der Dekade verabschiedet die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen die „UNO-Rahmenbestimmungen für die Herstel-
lung der Chancengleichheit für Behinderte“ (Vereinte Nationen 1993), welche 
die Orientierung an Lebensbereichen weiterführt und festschreibt. Die M it-
gliedstaaten und die internationale Gemeinschaft verpflichten sich mit der 
Verabschiedung, sich für deren Einhaltung und Überprüfung zu engagieren.
Anders als bei den bisherigen ministerialen Zuständigkeitsbereichen, die 
sich an sozialen Rollen orientierten, werden nun auch Bereiche mitcinbezo- 
gen, für die mehrere oder explizit keine Ministerien oder andere Regierungs-
stellen zuständig sind. Zu diesen gehören etwa die Bereiche Kultur, Freizeit 
und Sport sowie Religion. Beispielhaft soll die Bestimmung 11 an dieser Stelle 
ausgeführt werden:
„B estim m un g 11. Freizeit und Spore
D ie Staaten werden M aßnahm en ergreifen, um sicherzustellen, daß Behinderte 
ein gleichw ertiges A ngebot an Freizeit- und Sportm öglichkciten  haben.
1. D ie Staaten  sollen M aßnahm en in die Wege leiten, um E rholungs- und Sport-
stätten , H o te ls , Strände, Sportp lätze, Turnhallen usw. Behinderten zugänglich 
zu m achen. Solche M aßnahm en sollen auch die U n terstü tzun g von Personal in 
Freizeit- und Sportprogram m en, einschließlich von Projekten zu r behinderten-
gerechten G esta ltu n g solcher E inrichtungen, sow ie Teilhabe-, In form ation s-
und A usb ildun gsprogram m e um fassen .
2. D ie Frem denverkehrsbehörden, R eisebüros, H o te ls, Freiw illigenorganisatio-
nen und son stigen  Stellen, die Freizeitaktivitäten  oder Reisen veranstalten, so l-
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len ihre D ien ste  allen anbieten, unter B erücksichtigung der speziellen B edü rf-
nisse Behinderter. Z ur U n terstü tzu n g  dieses P rozesses soll eine entsprechende 
Schulung angeboten  werden.
3. Sportorgan isation en  sollen erm utigt w erden, M öglichkeiten  zur Teilnahm e 
von Behinderten an Sportaktivitäten  zu schaffen. In einigen Fällen könnten 
M aßnahm en zur Erleichterung des Z ugangs bereits ausreichen, um  die Teilnah-
me zu erm öglichen. In anderen Fällen wird es spezieller R egelungen oder 
gesonderter W ettkam pfveranstaltungen bedürfen. D ie Staaten  sollen die Teil-
nahm e Behinderter an nationalen und internationalen V eranstaltungen unter-
stützen .
4. Behinderte, die an Sportaktivitäten  teilnehm en, sollen Z ugang zu U nterrich t 
und Training gleicher Q u alitä t wie andere Teilnehm er haben.
5. Sport- und Freizeitorgan isatoren  sollen Beh indertenorganisationen  beteili-
gen, wenn sie D ien ste  fü r Behinderte einrichten.“ (vgl. Vereinte N ation en  
1993.)
Leicht ist die Ausrichtung auf einen Lebensbereich erkennbar, der für die 
Ausübung sozialer Rollen nicht relevant ist, doch einen wichtigen Teil der 
menschlichen Erfahrungswelten ausmacht. Deutlich wird ebenfalls, wie ver-
schiedene Akteure und Akteursgruppen im öffentlichen und privaten Bereich 
angesprochen werden. Zudem stehen Fragen des Zugangs, der Teilnahme und 
der Beteiligung an Entscheidungsprozessen im Vordergrund und nicht An-
spruchsberechtigungen oder zusätzliche Ressourcen.
Ein Teil der Rahmenbestimmungen bezieht sich auf die Frage der Imple-
mentierung und der Überprüfung, ob diese Bestimmungen von den einzelnen 
Ländern auch tatsächlich umgesetzt werden. Diese Rahmenbestimmungen 
haben allerdings -  im Gegensatz zu Konventionen -  für die Mitgliedländer kei-
nen rechtlich bindenden Charakter. Dennoch wurde die Stelle eines „Special 
Rapporteurs“ eingerichtet, der über die Fortschritte in den Ländern zu befin-
den hat. Um die Einhaltung dieser Rahmenbestimmungen überprüfen zu kön-
nen, braucht es Instrumente, welche Verbesserungen bezüglich der sozialen 
Partizipation von Menschen mit Behinderungen in den verschiedenen M it-
gliedstaaten der U N O  sichtbar machen können. Aus diesem Grund wurde 
nach der Verabschiedung der „Rahmenbestimmungen für die Herstellung der 
Chancengleichheit für Behinderte“ die Weltgesundheitsorganisation (W H O) 
damit beauftragt, eine entsprechende Klassifikation zu erarbeiten, welche die-
sem Anspruch gerecht werden konnte. Im Jahr 2001 wurde die „Internationale 
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (IC F) 
von der Generalversammlung der W H O  verabschiedet. Im gleichen Jahr be-
gannen die Arbeiten an einer Konvention zu den Rechten von Menschen mit 
Behinderungen, die heute kurz vor ihrer Verabschiedung steht. Die Konven-
tion greift die Orientierung an Lebensbereichen wieder auf, legt Prinzipien 
fest und bekräftigt die uneingeschränkte Geltung der Menschenrechte, in dem 
sie in einigen heute kritischen Bereichen (z. B. Recht auf Leben) mit entspre-
chenden Aussagen die Staaten auf diese Grundrechte verpflichtet. Auch hier
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finden sich Aussagen zum Lebensbereich „Freizeit“ , er ist im Entwurf der 
Konvention im Artikel 30 (Participation in cultural life, recreation, leisure and 
sport) eingebettet (Punkt 5):
„With a view to enabling persons with disabilities to participate on an equal 
basis with others in recreational, leisure and sportin g activities, States Parties 
shall take appropriate m easures:
(a) To encourage and prom ote the participation, to the fullest extent possible, 
o f  persons with disabilities in m ainstream  sportin g  activities at all levels;
(b) To ensure that persons with disabilities have an opportun ity  to  organize, 
develop and participate in disability-specific sportin g  and recreational activities, 
and to  this end, encourage the provision , on an equal basis with others, o f 
appropriate instruction , training and
(c) To ensure that persons with disabilities have access to sportin g and recrea-
tional and tourism  venues;
(d) To ensure that children with disabilities have equal access to participation in 
play, recreation, and leisure and sportin g  activities, including those activities in 
the school system ;
(e) To ensure that persons with disabilities have access to services from  those 
involved in the organization  o f  recreational, tourism , leisure and sporting acti-
v ities.“ (U n ited  N ation s 2006)
Die Konvention ist beinahe fertig gestellt; im August 2006 sollen die letzten 
offenen Punkte und Uneinigkeiten aus dem Wege geräumt werden. Sie wird es 
ermöglichen, auch auf der Ebene der nationalen Gesetzgebungen eine U m -
orientierung weg von Politikbereichen und hin zu Lebensbereichen zu vollzie-
hen.
Es ist jedoch kein Zufall, dass bis heute noch nicht geklärt werden konnte, 
ob und wie im Artikel 2 (Definitionen) die Zielgruppe definiert werden soll. 
Einige Stimmen meinen, dass es am besten wäre, keine Definition anzufügen, 
weil jedes Land seine eigene Definition hat, doch andere gehen davon aus, dass 
in einigen Staaten genau das Fehlen einer sinnvollen Definition zu Diskrimin-
ierungen und sozialem Ausschluss führen kann. Es wird interessant sein zu 
sehen, ob sich eher eine schädigungsorientierte Definition oder eine umfassen-
dere Definition mit Bezug auf die Lebensbereiche durchsetzen wird.
Ebenfalls in Diskussion befinden sich verschiedene Definitionsversuche, 
die sich am bio-psycho-sozialen Modell der Internationalen Klassifikation der 
Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (IC F) orientieren. Aus der 
Logik der bisherigen Entwicklungen lässt sich ableiten, dass die letztlich ge-
wählte Definition der Lebensweitorientierung Rechnung trägt, ohne sich in 
einer Beliebigkeit bezüglich der Zielgruppe zu verlieren. Wie und weshalb dies 
durch die IC F  geleistet werden könnte, soll im nächsten Abschnitt näher 
umschrieben werden.
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Partizipation als Interface zwischen Individuum  und 
Lebenswelten
Partizipation wird in der IC F  schlicht als „das Einbezogensein in eine Lebens-
situation “ definiert (IC F  2005, 10) und bezeichnet die gesellschaftliche Per-
spektive der menschlichen Funktionsfähigkeit. Mit „Aktivitäten“ wird die in-
dividuelle Perspektive der Funktionsfähigkeit umschrieben; „eine Aktivität 
bezeichnet die Durchführung einer Aufgabe oder Handlung (Aktion) durch 
einen Menschen“ (ebd.). „Die Komponente der Aktivitäten und Partizipation 
[Teilhabe] um fasst die gesamte Bandbreite von Domänen, die Aspekte der 
Funktionsfähigkeit aus individueller und gesellschaftlicher Perspektive be-
schreiben“ (ebd. 13). Diese Aspekte sind entlang von Lebensbereichen orga-
nisiert (von elementarem Lernen bis hin zu komplexen Bereichen wie etwa 
„Erziehung/Bildung“ oder „Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches 
Leben“) und bilden gemeinsam mit der Komponente des Körpers (Funktio-
nen von Körpersystemen und Körperstrukturen) die Komponenten der Funk-
tionsfähigkeit und Behinderung. Ebenfalls zum Modell gehören die Kom po-
nenten der Kontextfaktoren, die aus der Komponente der Umweltfaktoren 
und der Komponente der personbezogenen Faktoren besteht. Die Umwelt-
faktoren bilden eine Liste, die zuerst die unmittelbare Umwelt des Indivi-
duums bis hin zur allgemeinen Umwelt im Sinne des gesellschaftlichen 
Kontexts die wichtigsten Aspekte der materiellen, sozialen und einstellungs-
bedingten Umwelt abbildet.
Gesundheitsproblem
(Gesundheitsstörung oder Krankheit)
r 1
Körperfunktionen a i,. : , ,« .__ Partizipation 
u n d  -S tru k tu re n  " * AKtlv,taien - * [Teilhabe]
I
Umwelt- personbezogene  
faktoren Faktoren
Abb 1: 'Wechselwirkung zwischen dem Komponenten der IC F  (W H O 2005, 23)
Die W H O  schlägt hier ein universal anwendbares Modell vor, dass Menschen 
nicht a priori in solche mit einer Behinderung und andere ohne eine Behinde-
rung einteilt. Gemäss dieser Philosophie können alle Menschen im Verlauf 
ihres Lebens eine Behinderung erfahren. Funktionsfähigkeit und Behinderung 
bilden somit ein Kontinuum und nicht zwei von einander abgrenzbare Phäno-
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mene. O b und in welcher Art und Weise ein Individuum eine Behinderung 
erfährt, hängt vom betroffenen Lebensbereicli und den Umweltfaktoren ab, 
welche diesen mitdefinieren. Ein Knabe, nennen wir ihn Max, verfügt über 
eine schlechte psychomotorische Kontrolle (Körperfunktionen). Er hat mehr 
Mühe, einen Ball zu werfen oder zu fangen (Lebensbereicli Mobilität). In sei-
ner nächsten Umgebung spielen die Knaben nach der Schule meist Basketball 
(Partizipation am Lebensbereich „Erholung und Freizeit“ ). Die anderen Kin-
der wollen ihn nicht mitspielen lassen, weil er den Ball ständig verliert oder 
außerhalb des Spielfelds wirft. Sie entwickeln eine negative Einstellung (U m -
weltfaktoren), die sich in einem systematischen Ausschluss von Spiel äußert. 
Im Bezug auf die Partizipation am Lebensbereich Erholung und Freizeit erlebt 
Max som it Behinderungen. Auch personbezogene Faktoren können hier eine 
Rolle spielen. Wenn der Knabe aufgrund seiner Herkunft ein hohes soziales 
Ansehen genießt, wird er voraussichtlich weniger schnell ausgeschlossen, als 
wenn er auf Grund seiner Herkunft ein eher unbeliebter Interaktionspartner 
ist. Die personbezogenen Faktoren sind zwar Teil des Modells, werden aber 
nicht in eine Klassifikation aufgegliedert. Sie umfassen die inneren Einflüsse 
(Merkmale der Person wie etwa Geschlecht) auf die Funktionsfähigkeit und 
Behinderung.
Auch wenn die IC F  auf einem universalen Modell basiert, sie sollte nur 
dort angewendet werden, wo ein Gesundheitsproblem vorhanden ist oder 
droht. Auch wenn der bio-psycho-soziale Zugang und das systemische Grund-
verständnis der IC F  sich auf die Situation von Menschen aus benachteiligten 
Schichten oder Menschen in Armut anwenden ließe, schränkt die W H O  -  
auch mit Blick auf ihren eigenen Zuständigkeitsbereich -  die Anwendung auf 
Kontexte ein, die sich mit Gesundheitsproblemen beschäftigen. Im Kontext 
von saluto-genetischen und präventiven Ansätzen ist es jedoch sinnvoll, be-
reits vor dem Eintreten eines Gesundheitsproblems allfällige Risikofaktoren, 
wie etwa sozialen Ausschluss zu erfassen.
Zwischen den philosophischen Grundlagen der IC F  und den Überlegun-
gen von Amartya Sen (1992) und Martha Nussbaum (2000) lassen sich -  nach 
einer vorläufigen Analyse -  einige Parallelen finden, die hier zur Erläuterung 
des Begriffs der Partizipation angeführt werden sollen (vgl. auch Terzi 2005). 
Sen unterscheidet zwischen den Fähigkeiten einer Person (ICF: Körperfunk- 
tionen/-strukturen und Aktivitäten beschrieben) und dem Vermögen einer 
Person, sich dieser Fähigkeiten in seinem Lebenskontext zu bedienen (ICF: 
Partizipation). Amartya Sen lenkt die Aufmerksamkeit auf die von einer Per-
son realisierten Fähigkeiten in einem bestimmten Umfeld und setzt sie in Be-
ziehung mit den Fähigkeitsräumen, in denen Personen ihre Fähigkeiten ein- 
bringen könnten. Diese Fähigkeitsräume bezeichnet er als „Vermögen“. 
Vermögen wird nicht immer realisiert (Max will ja vielleicht gar nicht Basket-
ball spielen), bezeichnet aber das, was für eine Person theoretisch realisierbar 
ist (bei Max nicht der Fall). Das Vermögen, den „Fähigkeitsraum wirtschaftli-
49
J u d i t h  H q l l e n w e g e r
ches Leben“ (ICF-Lebensbereich) zu erschließen, hängt nicht nur von den Fä-
higkeiten des Individuums ab (Aktivitäten), sondern auch vom Raum (U m -
weltfaktoren), der ihm oder ihr durch die Gesellschaft zur Verfügung gestellt 
wird, um diese Aktivitäten zu realisieren. Wenn ich also ohne hindernde Ein-
flüsse aus der Umwelt und unter Annahme, dass ich über das Vermögen ver-
füge, meine Fähigkeiten für mein Erwerbsleben zu nutzen, dies trotzdem 
nicht tue, so bin ich in meiner Partizipation nicht eingeschränkt. O der anders 
gesagt: Wenn ich auf Diät bin und deshalb nichts esse, ist das nicht mit der 
Situation einer Person zu vergleichen, die nichts isst, weil für sie keine N ah -
rung vorhanden ist. Ich esse nichts und spiele nicht Basketball, aber im G e-
gensatz zu Frauen in Dafür oder im Gegensatz zu Max, könnte ich dies tun, 
wenn ich wollte.
Partizipation weist also nicht nur auf das Vermögen oder den realisierten 
Fähigkeitsraum von Menschen mit Behinderungen hin, der Begriff bezeichnet 
auch Lebensbereiche, in denen die Gesellschaft bemüht sein muss, den m ög-
lichen Fähigkeitsraum so zu gestalten, dass er möglichst vielfältig und um fas-
send von möglichst allen Menschen zur Realisierung ihrer Fähigkeiten ver-
wendet werden kann. Wir alle haben dafür zu sorgen, dass bedeutsame 
Fähigkeitsräume möglichst für alle Menschen zugänglich sind. Fähigkeitsräu-
me zu schaffen und zu gestalten heisst aber nicht, sich in das einzumischen, 
was ein Mensch nicht tun möchte: zum Fähigkeitsraum gehört auch das Ver-
mögen, „nein“ sagen zu können. Die Forderung nach einer umfassenden „In-
klusion“ ist deshalb falsch; sie beraubt der behinderten Person von eines Teiles 
ihres Fähigkeitsraumes, nämlich der Möglichkeit oder des Vermögens der 
„Nichtteilnahme“ . Systeme müssen inklusiv sein -  indem sie für alle Menschen 
möglichst viele Fähigkeitsräume bieten; der einzelne Mensch hingegen muss 
immer die Wahl haben, sich zu inkludieren oder nicht. Gerade diese Wahlmög-
lichkeit bedeutet letztlich das, was mit umfassender Partizipation gemeint ist.
Eine andere Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt, ist die, ob es 
angemessen ist, einem Menschen die anderen Menschen zur Verfügung ste-
henden Fähigkeitsräume (Partizipationsbereiche) vorzuenthalten, wenn er mit 
seinen gegenwärtig realisierten Fähigkeiten zufrieden ist. In der Philosophie 
werden solche Personen als „happy slaves“, also glückliche Sklaven, bezeich-
net. Ist es gerecht, wenn behinderte Menschen in einem Heim leben -  sozusa-
gen mit kleinstem Fähigkeitsraum -  nur weil sie dabei zufrieden zu sein schei-
nen? Soll Max überbehütet und glücklich zuhause bleiben dürfen, weil er die 
anderen Kinder in der Schule fürchtet? Meiner Meinung nach nicht, weil 
dadurch seine zukünftigen Fähigkeitsräume beeinträchtigt würden.
Die IC F  beschreibt nicht subjektives Wohlbefinden oder Lebensqualität; 
auf diesen Begriffen darf die Öffentlichkeit ihren neuen Zugang zum Ver-
ständnis von Behinderungen und zum Herstellen von Chancengleichheit für 
Menschen mit Behinderungen aufbauen. Partizipation ist ein Menschenrecht, 
und Staaten müssen die Fähigkeitsräume für alle Menschen, insbesondere für
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Menschen mit Behinderungen vergrößern; das ist es, was die Konvention er-
reichen möchte. Dieses Verständnis spiegelt sich in den Prinzipien, welche im 
geplanten Artikel 3 im Entwurf wie folgt lauten:
Article 3 General principles
The principles o f the present Convention shall be:
(a) Respect for inherent dignity, individual autonomy, including the free-
dom to make one’s own choices, and independence o f persons;
(b) Non-discrimination;
(c) Full and effective participation and inclusion in society;
(d) Respect for difference and acceptance o f disability as part of human 
diversity and humanity;
(e) Equality of opportunity;
(f) Accessibility;
(g) Equality between men and women;
(h) Respect for the evolving capacities of children with disabilities and 
respect for the right of children with disabilities to preserve their identities.
Die individuellen und subjektiv erlebten Gefühle von Abhängigkeit und 
Unabhängigkeit einzelner Menschen können wir nicht generalisieren; dies zu 
tun hätte eine Stereotypisierung zur Folge. Gerade das lehren uns ja die bishe-
rigen Generalisierungen, die durch eine enge gedankliche Verknüpfung von 
Schädigungen des Körpers mit Einschränkungen der sozialen Rollen entste-
hen: „Eine Frau im Rollstuhl kann nicht Mutter sein“ oder „Ein gehörloser 
Mensch kann doch nicht an einer Universität studieren!“ Es sind diese Gene-
ralisierungen, welche verletzen und zu einer Einschränkung der Fähigkeitsräu-
me eines Menschen beitragen. Mit der IC F  haben wir ein Instrument erhalten, 
dass die dynamische Interaktion zwischen den Komponenten der Funktions-
fähigkeit und Behinderung und den Kontextfaktoren differenziert erfassen 
und beschreiben kann. Allerdings wissen wir gegenwärtig noch viel zu wenig 
darüber, wie Umweltfaktoren Zusammenwirken und welche Kontexte für wel-
che Menschen förderlich oder hinderlich sind. Eigene Forschungsergebnisse 
(vgl. Hollenweger, Gürber, Keck 2005) weisen darauf hin, dass die Zusammen-
hänge zwischen Körperfunktionen und Partizipationseinschränkungen etwa in 
Bildungssystemen viel komplexer und individueller sind, als wir bisher ange-
nommen haben. Gruppiert man Studierende nach beeinträchtigten Körper-
funktionen (z.B . Seh- oder Hörfunktionen) so lassen sich für sie keine sinn-
vollen Maßnahmen ableiten. Fünf Studierende, die alle blind sind, verwenden 
unterschiedliche Hilfsmittel, können sich unterschiedlich gut in den Gebäu-
den orientieren und haben unterschiedliche Vorlieben, wenn es darum geht, 
Punktschrift zu lesen oder mit Scanner und Sprachausgabe zu arbeiten. Eine 
blinde Studentin arbeitet gerne in Gruppen, nimmt notwendige Unterstüt-
zung in Anspruch und kommt im Studium gut voran, während eine andere 
ebenfalls blinde Studentin mit psychischen Problemen kämpft, nicht wagt, 
besondere Bedürfnisse anzumelden und langsam den Anschluss verliert.
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Die erfahrene Abhängigkeit jeder Person ist einmalig, und erst wenn viele 
betroffene Menschen ihre Erfahrungen zusammen betrachten, lassen sich ge-
wisse Konstanten, generell diskriminierende Faktoren oder Limitierungen des 
Fähigkeitsraumes erkennen. Blinde Studierende etwa brauchen generell mehr 
Zeit, um schriftliche Informationen zu verarbeiten. Sie benötigen meist eine 
Unterstützung bezüglich ihrer Mobilität, insbesondere in unbekannten U m -
gebungen. Auch sind sie darauf angewiesen, dass Mitstudierende und D ozie-
rende ihnen ein gewisses Verständnis in der direkten Kommunikation entge-
gen bringen. Wenn Fragen der Partizipation im Vordergrund stehen, so ist es 
allerdings unsere Aufgabe, nicht nur das Vermögen wahrzunehmen und einzu-
schätzen, sondern auch den Fähigkeitsraum mitzudenken, der allen Menschen 
grundsätzlich offen stehen sollte. Die aktive Partizipation am Fähigkeitsraum 
„Hochschulbildung“ darf nicht davon abhängen, ob jemand blind ist oder 
nicht, sondern ob jemand das intellektuelle Potential und die Neigung für eine 
höhere Ausbildung mitbringt oder nicht. Diese Beurteilung sollte zuerst erfol-
gen, bevor dann in einem zweiten Schritt überlegt wird, welche Anpassungen 
in der Umwelt oder zusätzlichen Kompetenzen der betroffenen Person hierzu 
notwendig sind. Dies gilt nicht nur für die Bildung, sondern auch für Lebens-
bereiche wie Freizeit oder Religion. Es darf nicht sein, dass die Öffentlichkeit 
a priori davon ausgeht, dass blinde Menschen nicht Skifahren oder nicht allei-
ne in den Urlaub fahren können. Die Gesellschaft darf geistig behinderten 
Menschen nicht grundsätzlich ihre Religiosität absprechen; dies wäre -  so ar-
gumentiert die neue Konvention -  eine Verletzung ihrer Menschenrechte. Es 
darf nicht sein, dass wir als Öffentlichkeit Menschen ihre Rechte entziehen, 
um sie ihnen als gütige Privatperson im Sinne einer Gnade wieder zuzugeste-
hen. Mit dieser neuen Orientierung gelingt es uns möglicherweise auch, das 
weiter oben beschriebene vierte Problem, die Bezugnahme auf die Barmher-
zigkeit und somit wiederum auf Abhängigkeitsbeziehungen, zu lösen.
Anm erkungen
1 D ie  1992 erschienene deutsche Ü bersetzu n g  (D o n ’t vvorry, W eglaufen geht nicht. 
Frankfurt: E ichhorn) ist vergriffen.
2 D as U nw ort „Schein invalidität“ w'urde in der Schw eiz durch die K onservative 
(SV P) geprägt.
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